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Nachhaltige EU-Donaustrategie als Chan-
ce für eine gemeinsame Zukunft
Deutschland ist das Ursprungsland der Do-
nau, dem zweitgrößten Fluss Europas nach 
der Wolga. Gemäß dem volksmündlichen 
Sprichwort „Brigach und Breg bringen die 
Donau zuweg“ � ndet man die Quelle der 
Donau in der Nähe von Donaueschingen. 
Vom Schwarzwald aus � ießt die Donau über 
fast 3.000 Kilometer durch Europa, bis sie 
schließlich über ein ausgeprägtes Delta ins 
Schwarze Meer mündet. Auf ihrem weiten 
Weg verbindet die Donau zehn Länder und 
bis zu 200 Millionen Menschen über alle 
Grenzen hinweg. Allein sechs dieser Anrai-
nerstaaten sind Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union, welche durch die Donau 
mit Beitrittskandidaten und Nachbarländern 
vereint werden. Auch Länder, die nicht direkt 
an die Donau angrenzen, zeigen Interesse 
an dem bisher in unzureichendem Maße ge-
nutzten Potenzial der Donau-Großregion. 
Von daher liegt es nahe, dass sich die europä-
ischen Institutionen für eine makro-regionale Strategie, wie sie es 
schon für die Ostsee gibt, einsetzen. So hat der Europäische Rat die 
EU-Kommission schon im Juni 2009 damit beauftragt und im Januar 
2010 das Europäische Parlament eine Resolution verabschiedet, in 
der die Wichtigkeit einer gemeinsamen Donaustrategie bekräftigt 
wird. So soll die Kommission bis 2010 eine EU-Strategie für den 
Donauraum vorlegen. Im Moment sind acht EU-Mitgliedsstaaten 
(Deutschland, Österreich, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn, 
Rumänien und Bulgarien) und sechs Nicht-EU-Länder (Kroatien, 
Serbien, Bosnien und Herzegowina, Montenegro, Moldawien und 
Ukraine) an diesem Projekt beteiligt.Anfang Februar fand die erste 
EU-Donaukonferenz in Ulm statt, bei der die drei Hauptsäulen der 
Donaustrategie diskutiert wurden: Verbesserung von Konnektivität 
und Kommunikation, Ausbau von Umwelt- und Wasserschutz und 
die Stärkung der sozioökonomischen, humanen und institutionel-
len Entwicklung. Bei dieser makro-regionalen Strategie wird „das 
Prinzip der drei Neins“ angewendet, das heißt, es wird keine neuen 
Institutionen, keine neuen Gesetze und kein zusätzliches Geld ge-
ben. Vielmehr will man sich darauf konzentrieren, die bestehende 
Zusammenarbeit zwischen allen lokalen und regionalen Akteuren 
zu koordinieren und intensivieren. Auch die Miteinbeziehung der 
Bevölkerung, zum Beispiel durch Austauschprojekte, wird für wich-

Das Europäische Parlament hat in dieser Woche endgültig die neue Kommission um Präsident José Manuel Barroso bestätigt. Bedeu-
tend aus Parlamentssicht sind einige Neuerungen. Das Parlament kann die Kommission nun au� ordern, eine Gesetzesinitiative zu un-
terbreiten. Die Kommission ist verp� ichtet, binnen drei Monate darauf zu reagieren. Nimmt sie die Initiative an, dann muss sie innerhalb 
eines Jahres entweder einen Gesetzesentwurf vorlegen oder ihn in das Gesetzgebungsprogramm des kommenden Jahres aufnehmen. 
Die Kommission kann zwar weiterhin Initiativen des Parlaments ablehnen, muss dies aber politisch vor den Abgeordneten rechtferti-
gen, auf deren Unterstützung sie angewiesen ist. Das Parlament soll auch Ein� uss auf das sogenannte „soft law“ bekommen. Darunter 
versteht man ein Verfahren, wonach die Kommission auf ein Gesetz verzichtet, wenn die davon Betro� enen, etwa die Industrie, sich frei-
willig den geplanten Au� agen unterziehen. Bevor die Kommission diesen Weg geht, muss sie zukünftig das Parlament konsultieren. 

Auch bei der Frage, ob Gesetze wirklich notwendig sind, werden die Abgeordneten künftig stärker beteiligt. Die Kommission hat sich 
verp� ichtet, zur wirtschaftlichen künftig auch eine soziale Folgeabschätzung zu unterbreiten. Außerdem hat sich die Kommission ver-
p� ichtet, das Parlament an allen internationalen Verhandlungen der EU zu beteiligen.

Auch nachdem das Parlament die Mitglieder der Kommission abgesegnet hat, können die Abgeordneten trotzdem Ein� uss auf deren 
Zusammensetzung nehmen. Zwar können einzelne Kommissare nicht abgewählt werden, Barroso hat aber zugesagt, bei größeren 
Di� erenzen einen Kommissar zu bitten zurückzutreten. Dafür werde das Parlament Barroso helfen, seine Interessen in der Auseinander-
setzung mit dem Rat durchzusetzen.

Das Blaue Band der Donau verbindet über Ländergrenzen hinweg 

Mehr Rechte für das Europaparlament

Impressum
Dieser Newsletter ist ein Rundbrief von Dr. Thomas Ulmer MdEP (CDU). 
Alle Beiträge und Fotos sind urheberrechtlich geschützt.
Herausgeber: Dr. Thomas Ulmer MdEP (verantw.), Tarunstr. 21, 
74821 Mosbach, Telefon 06261.893991, Telefax 06261.893069
Redaktion und Gestaltung: Matthias Busse, Mobil 0171.6809454
Powered by: www.busse-nahrgang.com
Bildnachweis: Foto Kettenbrücke Budapest: © Rudolf Tepfenhart - Fotolia.com / 
Foto Europe fl ag: © Huseyin Bas - Fotolia.com / Foto Weiblich Zeichen © Dustin 
Lyson - Fotolia.com / Foto trekker in the himalaya: © Irina Efremova - Fotolia.com
Texte: Dr. Thomas Ulmer MdEP
E-Mail: info@thomasulmer.eu; Internet: www.thomasulmer.eu

tig gehalten. So kann dafür gesorgt werden, dass die ohnehin schon 
bestehenden Finanzmittel, wie beispielsweise die 95 Mrd. Euro des 
Kohäsionsfonds (für wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt), 
endlich e�  zient genutzt werden. Obwohl die Donau-Strategie noch 
in den Anfängen steckt, ist sich Dr. Thomas Ulmer MdEP sicher, dass 
mit diesem Projekt ohne zusätzliche Kosten das große wirtschaft-
liche, ökologische und soziale Potenzial der Donauregion besser 
ausgeschöpft werden kann. Da es bis dahin noch ein langer, aber 
spannender Weg sein wird, ist für das Erreichen einer EU-Donaus-
trategie nun die aktive Unterstützung und Beteiligung aller Akteure 
notwendig.


